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Für das Nachschlagewerk ! tiicht für die amtliche Sammlung \

I* Gesetz; BG-B §§ 1432, 1546 Abs 2, 1477 Abs 2, 1478#
RechtBsatzs -̂53? j .57

Haben Ehegatten für ihre Ehe den Güterstand 
der Errungenschaftsgemeinschaft vereinbart, 
jedoch Teile ihres eingebrachten Gutes durch 
Ehevertrag zu Gr es amt gut erklärt, dann hängt 
es von dem Parteiwillen und dam.it der Ver­
trag sauslegung ab, ob hierdurch dieses ffein­
gebrachte Gut" auch bei einer etwaigen spä­
teren Auseinandersetzung dem Recht des Ge­
samtguts der Errungenschaftsgemeinschaft 
oder den besonderen Regeln für das einge­
bracht e Gut bei der allgemeinen Gütergemein­
schaft unterstellt werden soll,

II. Gesetz; BGB §§ 1477 Abs 2, 1478
Rechtssatz; Die Rechte aus den §§ 1477 Abs 2 und 1478 .

BGB können nebeneinander ausgeübt werden.
III- Gesetz; BGB §§ 925 Abs 2, 158 ff

Rechtssatz; Haben Brautleute vor ihrer Ehe den Güter­
stand der Errungenschaftsgemeinschaft ver­einbart, jedoch eingebrachten Grundbesitz 
durch Ehevertrag unter gleichzeitiger Auf­
lassung zu Gesamtgut erklärt, so steht 
diese Auflassung nur unter der Rechtsbedin­
gung, daß die Errungenschaftsgeweinschaft demnächst entsteht, nicht jedoch unter einer 
rechtsgeschäftlichen Bedinbung im Sinne .des § 925 Abs 2.

Aktenzeichen; IV ZR 80/52
Urteil des BGH. vom 25* Sept-1952 OLG. Neust ad t/v« einst.r«



• IV ZR 80/52
Verkündet 

.am 25.Sept«1952 
r Wüst
i Justizobersekretär 
als Urkundsbeamter der 

Geschäftsstelle

Jr

I m  K a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit 
des.Landwirts Andreas W B H Ü H H I B

Beklagten und Eevisionsklägers, 
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt

■Jlisabeth W 
zur Zeit in USA,

Klägerin und Revisionsbeklagte, 
- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt H  ■

sxr,

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 18.September 1952 unter Mit­
wirkung der Bundesrichter Ascher, Raske, Johannsen,
i)r.Kregel und Dr.v.ferner
für Recht erkannt:

Das Teilurteil des 1. Zivilsenats des Oberlandes- 
gerichts NeustadtA^itts^asse vom 29. Januar, 1952 
wird aufgehoben. Die Sache wird zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die 
Kosten der Revision, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen. x

Von Rechts wegen
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Tatbestand:
Die Streitteile waren vom 21» Februar 1919 bis 1949 

miteinander verheiratet» Sie haben als Brautleute den 
■ Güterstand der Errungenschaft sgerneinschaft vereinbart..
Am 5.Februar 1919 haben sie ferner über einen der Klä­
gerin gehörigen Grundbesitz, den H m H I ;  vor 
einem Notar folgende Abrede getroffen:

,fBie beiden Brautleute bestimmen wodurch, dass die 
vorbeschriebenen Grundstücke und Grundstücksanteile 
zu der zwischen ihnen vereinbarten Errungenschafts­
gemeinschaft gehören sollen, weshalb die Braut diese 
Grundstücke und Grundstücksanteile an diese Errun­
gene chaftsgeme ins chaft eigentümlich überträgt ohne 
Ersatzpflicht weder ihr noch ihren Erben gegenüber, 
was der Bräutigam hiermit annimmt."
Gleichzeitig haben sie bewilligt und beantragt, dass 

sie "als Eigentümer in Errungenschaftsgerneinschaft" in 
das Grundbuch eingetragen wurden» Dies ist am 15»April 
1919 geschehen»

Die Streitteile haben während der Ehe 9 Ackergrund­
stücke (insgesamt 4,799 ha) hinsuerworben» diese sind auf 
den Namen des Beklagten im Grundbuch eingetragen»

Die Ehe der Streitteile ist wegen Ehebruchs de3 
Beklagten aus seinem alleinigen Verschulden geschieden 
worden. Sie streiten jetzt wegen der Auseinandersetzung,

Die Klägerin hat die nach ihrer Ansicht in der Über­
eignung des Hofes liegende Schenkung mit Schreiben vom 
24»Januar 1949 wegen groben Undanks widerrufen» Sie ver­
langt sämtliche am 5»Februar 1919 aufgelassenen Grund­
stücke nebst totem und lebendem Inventar sowie 1/2 
der während der Ehe erworbenen Grundstücke heraus und 
macht daneben noch Ansprüche auf 2 Sparguthaben geltend.
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Der Beklagte hat vorgetragen, die Übereignung des 
Hofes sei keine Schenkung, sondern ein Entgelt für seine 
Arbeitsleistungen auf dem Hofe gewesen» Er habe selbst 
auch etwa 20»000,—  Hark und 3 Stück Rindvieh einge­
bracht und 1924 noch 2,000»—  K£ an den Bruder der Kiä-. 
gerin gegeben* 1936 habe er ferner an den Sohn Karl der 
Klägerin aus deren erster Ehe auf dessen Erbteilsfor­
derung 100 Dollar und 800,—  ELI bezahlt.

Die Klägerin hat dieses Vorbringen des Beklagten 
bestritten und hilfsweise mit Forderungen von 2.200,—  BU 
und 1.906,03 DM aufgerechnet,

Das Landgericht hat durch Teilurteil nach den Klag­
anträgen erkannt, soweit der von der Klägerin einge­
bracht e Hof mit Inventar und die Sparguthaben im Streite 
stehen. Das Oberlandesgericht hat die Berufung des Be­
klagten hiergegen hinsichtlich des Hofes ohne Inventar 
durch Toilurteil zurückgewiesen. Auf Anschlussberufung 
der Klägerin hat es insoweit den Urteilstenor wie folgt 
neu gefasst?

"Der Beklagte wird verurteilt, die in der Anlage 1 auf-, geführten Grundstücke an die Klägerin zum Alleineigen­
tum aufzulassen, zu bewilligen und zu beantragen, dass 
die Klägerin in Grundbuch als“Alleineigentümerin die­
ser Grundstücke eingetragen wird, und die vorbezeich- 
neten Grundstücke an die Klägerin bezw. ihren Beauf­tragten herauszugeben.1’

E.

fl

Der Beklagte verfolgt mit der Revision seinen Antrag 
auf Klagabweisung weiter.

$

i

\



Entscheidun^sgründes
Io Das Berufungsgericht hat die vom Landgericht be-

<
jahte Frage, ob die Klägerin die Übereignung vom 5.-Fe­
bruar 1919 als Schenkung wegen groben Undanks wider­
rufen konnte, dahingestellt gelassen» Es hat, wie auch 
schon das Landgericht, angenommen, dass ein Anspruch 
der Klägerin auf Rückübersignung 'und Herausgabe des von 
ihr 1919 eingebrachten Grundbesitzes gemäss den §§ 1477 
Abs 2, 1478 BG3 begründet sei. Das Berufungsgericht hat 
in der notariellen Verhandlung vom 5»Eebruar 1919 ohne 
Rechtsverstoss eine ehevertragliche Vereinbarung der 
Streitteile gesehen, durch die der zu
Gesamtgut der Errungenschafisgemeinschaft erklärt worden 
ist. Diese Abrede war rechtswirksam, weil Eheleute - auch 
Verlobte vor der Ehe - ihre güterrechtlichen Verhältnisse 
grundsätzlich frei regeln können (§ 1432 3GB) und die 
Formvorschrift des § 1434 BGB beachtet v/orden ist. 2ur 
Anwendung der §§ 1477 Abs 2, 1478 EGE hat das Berufungs­
gericht ausgeführt: Sei ein von einem der Ehegatten 
eingebrachtes Grundstück auf Grund eines Ehevertrages 
in das Gesamtgut der Errungenschaftsgemeinschaft über­
führt wprden, so teile es nur deshalb das.rechtliche 
Schicksal der Errungenschaft, weil es ebenso wie diese 
zum Gesamtgut gehöre» Seinem Uesen nach bilde es jedoch 
keine Errungenschaft, vielmehr sei es eingebrachtes Gut, 
das nach dem ‘.rillen der Parteien nicht den Regeln dieser 
Gütermasse, sondern denen des Gesamtguts unterliege.
Eine solche Regelung, d.h. die Überführung eingebrachten 
Grundbesitzes durch Ehevertrag in eheliches Gesamtgut 
gebe es nach dem System des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
nur bei der allgemeinen Gütergemeinschaft. Die Verein-
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barung vom 5 Februar 1919 beruhe daher auf einem Grund­
gedanken des Rechts der allgemeinen Gütergemeinschaft«. 
Deshalb müssten bei der Auseinandersetzung der Güterge­
meinschaft hinsichtlich des äie dem Ge­
biete der allgemeinen Gütergemeinschaft angehörenden 
Vorschriften der §§ 1477, 1478 BGB entsprechend ange­
wandt werdena
•1) Diese Ausführungen des Berufungsgerichts sind 
nicht frei von Rechtsirrtum, Sie gehen davon aus, dass 
das eingebrachte Gut in Bällen der vorliegenden Art 
"nach dem \7illen der Parteien den Regeln des Gesamtguts 
unterliege,” lassen aber den ?-.rteiwillen zu Unrecht 
bei der ?r”fung der Präge ausser acht, ob die Regeln 
.des Gesamtguts der allgemeinen* Gütergemeinschaft oder 
diejenigen des Gesumtguts der Errungenschaftsgemeinschaft 
heranzuziehen sind«, Insoweit ergibt sich aber nach § 1546 
Abs 2 BGB für die Errungenschaftsgerneinschaft gerade für 
die Auseinandersetzung nach einer Ehescheidung ein we­
sentlicher Unterschied gegenüber der allgemeinen Güter­
gemeinschaft« Die Bestimmung des- § 1478 ist dort aus­
drücklich ausgelassen worden. Ferner hat die Verweisung 
auf § 1477, soweit Abs 2 dieser Vorschrift in Frage 
steht, für die Errungenschaftsgemeinschaft grundsätzlich 
nur für die ausschliesslich zum persönlichen Gebrauch 
der Ehegatten bestimmten Sachen Bedeutung, weil die 
sonstigen in Abs 2 aufgeführten Gegenstände im Regelfälle 
eingebrachtes Gut sind (§§ 1520, 1521 BGB) und sie als 
solches von der Teilung des Gesamtguts nicht berührt 
werden. Insoweit hat die Frau nach Beendigung der Er­
rungenschaftsgemeinschaft bereits einen Anspruch auf .



Herausgabe des eingebrachten Gutes, 5§ 1546 Abs 5? 1421 
BGB, sodass es hierfür keines Übernahmerechos bedarf.

Bas Berufungsgericht glaubt, diese Unterschiede un­
beachtet lassen und die §§ 1477 Abs 2 und 1478 BGB ohne 
weiteres anwenden zu können, weil das "System des BGB" 
eine Überführung eingebrachten Guts durch Ehevertrag in 
eheliches Gesamtgut nur bei der allgemeinen Güterge­
meinschaft kenne« Bas trifft jedoch nicht zu. Denn der 
das eheliche Güterrecht des BGB beherrschende Grundsatz 
der Vertragsfreiheit, § 1433 BGB, gestattet es. auch, 
dass Ehegatten eingebrachtes Gut bei der Errungenschafts- 
und Pahrnisgemeinschaft durch Ehevertrag zu Gesamtgut 
erklären. Dabei steht es ihnen frei, ihr eingebrachtes 
Gut - ganz oder teilweise- in vollem Umfange den He­
geln des Gesamtguts der Errungenschaftsgeneinschaft ein­
schliesslich der vorerörterten Bestimmungen über die 
Auseinandersetzung zu unterstellen. Daher kann auch ihre 
Abrede, der Grundbesitz solle "zu der zwischen ihnen 
vereinbarten Errungenschaftsgemeinscnaft gehören," da­
hin verstanden werden, er solle in jeder Hinsicht - auch 
bei einer etwaigen späteren Auseinandersetzung - wie 
das während der Srrungenschaftsgemeinschaft erworbene’ 
Gesamtgut behandelt werden. Das Berufungsgericht musste 
daher - auch von seinem Ausgangspunkt aus - prüfen, 
welchem Gesamtgutsrecht der streitige Hof nach dem Par- 
teiv/illen unterstehen sollte, ob insbesondere «hiernach 
§ 1546 Abs 2 mit den dort in Bezug genommenen Bestim­
mungen oder eine nach § 1546 Abs 2 zulässige andere 
Vereinbarung, etwa eine Verweisung auf die §§ 1474 bis 
1478 BGB zwischen ihnen gelten sollte. Hierzu muss.te



der Vertrag vom 5»Februar 1919 ausgelegt werden« Da 
dieses bist er nicht geschehen und die Auslegung als 
eine tatsächliche Würdigung Aufgabe des Berufungsge­
richts ist; war die Sache unter Aufhebung des ange­
fochtenen Teilurteils zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung zurückzuverweisen«.

Bei der Auslegung wird folgendes zu berücksichti­
gen sein: Verabreden Verlebte oder Ehegatten, die den 
Güterstand der Errungenschaftsgemeinschaft vereinbart 
haben9 dass Teile des eingebrachten Guts Gesamtgut der 
Errungenschaftsgemeinschaft werden sollen, dann wird 
es im allgemeinen nahe liegen und auch ihr T/ille sein, 
dass dieses eingebrachte Gut künftig in jeder Hinsicht 
das rechtliche Schicksal der ehelichen Errungenschaft 
als Bestandteil eines einheitlichen Gesamtguts teilt 
und dass daher auch insoweit die Regel des § 1546 Abs 2 
BGB für die Auseinandersetzung gilt, soweit nicht, wie 
es dort ausdrücklich heisst, "eine andere Vereinbarung 
getroffen wird." Es wird dann darauf ankommen, ob etwa 
eine solche "andere Vereinbarung" schon in dem Vertrage 
vom 5»Februar 1919 selbst zu sehen ist« Dabei ist nach 
§ 133 BGB nicht an dem buchstäblichen Sinn des Aus­
drucks zu haften, sondern der wirkliche Wille der Ver­
tragsteile zu erforschen und nach § 157 BGB die Verein­
barung so auszulegen, wie Treu und. Glauben mit Rücksicht 
auf die Verkehrssitte es erfordern, und zwar notfalls 
unter Berücksichtigung der Grundsätze der ergänzenden 
Vertragsauslegung« In dieser Hinsicht kommt es auf die 
bisher nicht näher aufgeklärten Gesamtumstände an, unter 
denen der Vertrag vom 5»Februar 1919 zustandegekomraen ist.
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Gegen eine "andere Vereinbarung” könnte es dabei 
sprechen, wenn dieser Vertrag etwa deshalb geschlossen 
worden ist, um dem Beklagten eine Gegenleistung dafür 
zu gewähren, dass er bereits über 4 Jahre auf dem Hofe 
gearbeitet hatte und dass er bereit war, neben Geld- 
und Sachleistungen auch künftig seine ganze Arbeitskraft 
für die Bewirtschaftung des nach seinen Behauptungen 
1919 stark verschuldeten Hofes zur Verfügung zu stellen* 
denn dies würde ein starker Anhaltspunkt dafür sein, 
dass die Parteien den Hof in jeder Hinsicht so behan­
delt wissen ’wollten, als ob sie ihn in der Ehe -gemeinsam 
errungen hätten« Hier wird für die Ermittlung des Par­
teiwillens die Frage, welchen '..:ert sie damals der Ar­
beitskraft des Beklagten für die künftige Entwicklung 
des Hofes beigemessen haben, von wesentlicher Bedeutung 
sein*. Auf eine "andere Vereinbarung” im Sinne des § 1546 
Abs 2 BGB könnte dagegen geschlossen werden, wenn die 
Gegenleistungen des Beklagten, insbesondere auch seine 
früheren und erwarteten Arbeitsleistungen gegenüber dem 
Werte des Hofes nicht nennenswert ins Gewicht fielen, 
wenn insbesondere auch - mangels nennenswerten sonstigen 
eingebrachten Gutes - durch den Abschluss des Vertrages 
.vom 5.Februar 1919 die zunächst vereinbarte Errungen­
schafttsgemeinschaft im Ergebnis der allgemeinen Güterge­
meinschaft weitgehend angenähert wurde«
2) Mit den vorstehenden Ausführungen erledigt sich die 
von der Revision im Zusammenhang mit § 1546 BGB erhobene 
Rüge aus den §§ 139, 286 ZPO, das Berufungsgericht habe 
möglicherweise im Vertrage von 5«Februar 1919 eine "an­
dere Vereinbarung” im Sinne des § 1546 Abs 2 gesehen und 
auf Grund einer solchen Auslegung, ohne den Sachverhalt

• »* 
•;.Ü, 
■y;f
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vollständig aufzuklären und ohne alle Umstände zu be- 
rücksichtigen, den "zugunsten der Hegeln
der allgemeinen Gütergemeinschaft von den Bestimmungen 
der Errungenschaftsgemeinschaft ausgenommen,"
3) Für den Fall, dass das Berufungsgericht die An­
wendbarkeit der §§ 1477 Abs 2, 1478 BGB erneut bejahen 
sollte? ist zu den weiteren Revisionsangriffen zu be­
merken %

Das Berufungsgericht hat angenommen? die-Klägerin 
könne gemäss § 1477 Abs 2 den von ihr in die Güterge­
meinschaft eingebrachten Grundbesitz gegen Ersatz des 
derzeitigen Wertes übernehmen. Diese Übernahmeverbind­
lichkeit sei jedoch durch Aufrechnung mit ihrer ».erter- 
.satzforderung aus § 1478 BGB getilgt.
a) Die Revision meint hierzu, die Rechte aus den 
Vorschriften der §§ 1477 Abs 2 und 1478 BGB könnten nicht 
nebeneinander geltend gemacht v. erden, weil § 1478 BGB 
nur einen Anspruch auf Wertersatz gewähre, um zu ver­
meiden, dass "das Gesamtgut wieder in seine ursprüng­
lichen Bestandteile" zerfalle; der schuldlose Ehegatte 
könne nur wählen, ob er das Eingebrachte zum jetzigen 
Wert übernehmen oder den Wert zur Zeit der Einbringung 
zurückverlangen wolle. Diese Ansicht findet im Gesetz 
keine Stütze. § 1477 Abs 2 3GB sieht einen Rückfall der 
dort aufgeführten Gesamtgutsteile an den früheren Eigen­
tümer ausdrücklich vor, falls dieser sein Übernahmerecht 
ausübt. Das Gesetz will also nicht in jedem Falle ver­
meiden, dass das Gesamtgut "wieder in seine ursprünglichen 
Bestandteile zerfällt." Dass § 1478 unter den dort an­
geführten besonderen Voraussetzungen nur einen Anspruch
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auf Vertersatz gewährt, besagt deshalb noch nicht, dass 
dieses Recht nicht neben dem Recht aus § 1477 Abs 2 aus­
geübt werden kann. Der Schutzcharakter des § 1478 spricht

»dagegen entscheidend für eine solche Möglichkeit. Y/ie 
auch die Revision nicht verkennt, soll diese Bestimmung 
Härten begegnen, die für den unschuldigen Ehegatten zu 
befürchten sind, wenn er bei Jingehung der Ehe der Rei­
chere gewesen ist. Solche Härten würden aber gerade auf- 
treten, wenn der unschuldige Ehegatte nicht die Möglich­
keit hätte, sein Eingebrachtes nach § 1477 Abs 2 BGB 
wieder zu übernehmen und auf die dadurch begründete Er- 
satzverbindliohkeit das anzurechnen, was er nach § 1478 
wertmässig zurückerstattet verlangen kann. Denn vielfach 
wird diese Forderung der wesentlichste Vermogensgegen- 
stand sein, der ihm zur Verfügung steht. In Rechtsprechung 
und Rechtslehre ist daher auch bisher schon durchweg 
die Auffassung vertreten worden, dass der schuldlos ge­
schiedene Ehegatte die Rechte aus den §§ 1477 Abs 2,
1478 nebeneinander ausüben kann (OLG Augsburg in Seuff- 
Arch 77 Nr 3; OLG Stettin in HRR 1936 Nr 1505; BOB RGRK 
9*Aufl Anm 4; otauöinger 9.Aufl Anm 3 d; Planck 4»Aufl 
Anm 9, sämtlich zu § 1478 3GB).
b) Der weitere Angriff der Revision, aus § 1478 könne 
kein Anspruch auf das Eingebrachte in Natur, sondern nur * 
ein Anspruch auf '.ertersatz abgeleitet werden, geht fehl, 
weil das Berufungsgericht den Anspruch auf Rückübereig­
nung und Herausgabe des Grundbesitzes zutreffend nicht 
auf § 1478,sondern auf § 1477 Abs 2 gestützt hat.
c) Soweit die Revision der Ansicht ist, dieser Grund­
besitz könne nicht zu den in § 1477 Abs 2 genannten Gegen-



stunden gehören, weil diese Vorschrift für die Errungen- 
Schaftsgemeinschaft nur heschränkte Bedeutung habe, ist 
das grundsätzlich richtig» Bas Dbernahmerecht des § 1477 
Abs 2 kann jedoch nach den insoweit entsprechend gelten­
den Ausführungen unter I, 1 im Rahmen einer anderen Ver­
einbarung nach § 1546 Abs 2 auch bei der Auseinanderset­
zung einer Errungenschaftsgemeinschaft für solche Gegen­
stände Platz greifen, die nur ausnahmsweise zum Gesamt­
gut gehören, insbesondere in Pallen wie dem vorliegen­
den, in denen durch Ehevertrag ein der Frau bei Eintritt 
der Errungenschaftsgemeinschaft gehörendes Grundstück zu 
Gesamtgut erklärt worden ist» Auch insoweit kommt es da­
her darauf an, wie der Vertrag vom 5-Februar 1919 auszu­
legen ist«
d) Die Revision rügt ferner mit Recht, das Berufungs­
gericht habe unter Verstoss gegen die §§ 139? 286 ZPO 
nicht hinreichend aufgeklärt und ohne weiteres darüber 
entschieden, ob der heute keinen höheren
Y/ert als im Jahre 1919 habe. Zutreffend ist das Beru­
fungsgericht insoweit davon ausgegangen, dass im Rahmen 
des § 1477 Abs 2 der Wert im Zeitpunkt der Übernahme, 
für § 1478 jedoch der Wert zur Zeit der Einbringung 
(Abs 2 Satz 2 aaO) entscheidend ist, und dass deshalb die 
Klägerin ihre Übernahmeverbindlichkeit nach § 1477 Abs 2 
nicht in vollem Umfange durch Aufrechnung mit dem Er­
stattungsanspruch nach § 1478 Abs 1 tilgen kann, wenn 
der eingebrachte Grundbesitz heute einen höheren Wert hat 
als 1919« Das Berufungsgericht hat dazu ausgeführt; Keine 
der Parteien habe behauptet, dass der heutige Wert der 
Grundstücke höher sei als ihr Wert im Jahre 1919» Der 
Beklagte habe zwar eine Wicht- und Wasserleitung mit
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einem Kostenaufwand von 3.000.—  Eil ins Haus gelegt. 
Andererseits sei ein Yttrcschaftsgebäude verfallen und 
nicht wieder aufgebaut worden- auch die übrigen Gebäude 
seien naturgewiss in ihrem ert eher zurückgegangen als 
gestiegen.

Diese Begründung reicht nicht au3, um die abschlies­
sende Feststellung zu tragen, der jetzige Wert des An­
wesens - abgesehen vom Inventar - übersteige den Wert des 
Jahres 1919 nicht. Hinsichtlich der Gebäude sind nur 
einzelne Umstände her^usgegriffen worden, die keinen zu­
verlässigen Gesamtschluss zulassen. Für die Bewertung
der Grundstücke insbesondere ist die Rüge der Revision 
beachtlich, im gesamten Vorbringen des Beklagten habe 
der Vortrag gelegen, durch seine Arbeitskraft sei der 
Hof nicht nur in seinem Wert erhalten, sondern erhöht.wor­
den. Hierfür ergab sogar die Beweisaufnahme einige An­
haltspunkte-, Nach der Aussage des Zeugen Heinrich

war der Hof beim Erwerb durch den ersten Ehemann 
der Klägerin, Jakob im Jahre 1902 völlig her-
untergewirtschaftet und hat Jakob bis zu seinem
Tode (1908) seine ganze Kraft darauf verwenden müssen, 
das Land durch energische Bekämpfung des Unkrauts erst 
wieder ertrsgsfähig zu machen. Von 1908 bis 1919 hat die 
Klägerin seihst den Hof anscheinend nur mit Hilfskräften 
- von 1908 bis 1912 auch mit Hilfe des Beklagten - be­
wirtschaftet, Erst mit dem Beklagten ist 191 j ’wieder eine 
ständige männliche Arbeitskraft auf den Hof gekommen.
Der Beklagte hat seitdem über 30 Jahre auf dem Hofe lei­
tend mitgearbeitet. Die Zeugen Df^pund haben
bekundet, dass er ein tüchtiger Landwirt sei. Angesichts 
dieser wechselnden Verhältnisse bis 1919 und der stetigen
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Bewirtschaftung seit dieser Zeit liegt es nahe, dass 
der Grundbesitz jetzt wertvoller ist als im Jahre 1919* 
Mindestens haben jedoch schon bisher insoweit Zweifel 
bestanden, die durch Ausübung der Pragepflicht nach 
§ 139 ZPO hatten behoben werden müssen. Das Berufungs­
gericht hätte insoweit umsoweniger zfu Unguns ten des 
Beklagten entscheiden dürfen, als es Sache der Klägerin 
war, die Voraussetzungen der Verrechnung mit ihrem Er­
stattungsanspruch aus § 1478 darzulegen und als sie da­
her auch dartun musste, dass dieser Anspruch der Über­
nahmeverbindlichkeit des § 1477 Abs 2 der Höhe nach 
mindestens gleichkommt.

Das angefochtene Urteil war somit auw-h wegen dieses 
Verstosses aufzuheben.
II. Die weitere Rüge der Revision, das Berufungsgericht 
habe unter V-rstoss gegen § 148 ZPO einen Aussetzungsver­
trag des Beklagten abgelehnt, ist unbegründet. Der. Be­
klagte hatte insoweit vorgetragen, die Ehe sei zu Un­
recht wegen Ehebruchs aus seinem Verschulden geschieden 
worden; er habe gegen die Ehebruchszeuain Strafanzeige 
erstattet; das Strafverfahren sei noch nicht abgeschlos­
sen. Das Berufungsgericht hat hierzu festgeetei.lt, dass 
dus Ermittlungsverfahren gegen die Beschuldigte durch 
Verfügung vom 3«Rovenber 1951 eingestellt und gleich­
zeitig ein Ermittlungsverfahren gegen den Beklagten we­
gen falscher Anschuldigung eingeleitet worden ist. Bei 
dieser Sachlage waren die Voraussetzungen des § 148 ZPO 
nicht gegeben. Es hätte allenfalls eine Aussetzung nach 
§ 149 ZPO in Präge stehen können; insoweit ist angesichts 
der vom Berufungsgericht gegebenen Begründung jedoch 
nicht ersichtlich, dass es von dem ihm in § 149 einge-



räumten freien Ermessen einen gesetzwidrigen Gebrauch 
gemacht hat.
III. In der Revisionserwiderung ist noch die Ansicht 
vertreten worden, auch wenn die Entscheidungsgründe des 
angefochtenen Urteils eine Gesetzesverletzung ergäben, 
stelle die Entscheidung selbst sich aus folgenden Grün­
den als richtig dar: Die Streitteile hätten die Errun­
genschaftsgemeinschaft am 11.Januar 1919 als Brautleute 
vereinbart. Am 5«Februar 1919 hätten sie bestimmt, dass 
die im Eigentum der Klägerin stehenden Grundstücke zur 
Errungenschaftsgemeinschaft gehören sollten. Gleich-

i

zeitig habe die Klägerin den Grundbesitz an die Errungen­
schaftsgemeinschaft "übertragen." Die Errungenschäftsge- 
meinschaft sei jedoch erst mit der Eheschliessung am 
21.Februar 1919 entstanden. Die am 5.Februar 1919 erklärte 
Auflassung sei daher bedingt gewesen und gemäss § 925 
Abs 2 BGB unwirksam. Die Klägerin sei daher weiterhin 
Alleineigentümerin des streitigen urundbesitzes geblie­
ben* das Grundbuch sei unrichtig, .jiese Hechtsansicht 
trifft nicht zu. Sie ist zwar in der Rechtsprechung ge­
legentlich, insbesondere vom Oberlandesgericht Colmar 
in "Das Recht" 1907 Kr 46 vertreten worden. Das selbe 
Oberlandesgericht hatte aber früher schon zutreffend ent­
schieden, dass an eine neu gegründete Aktiengesellschaft
Grundbesitz auch schon vor ihrer Entstehung aufgelassen 
werden könne, weil insoweit die Wirksamkeit der Auflas- 
.sung nur von einer Rechtsbedingung, nicht aber von einer 
rechtsgeschäftlichen Bedingung im Sinne des BGB abhinge 
(OLG 6, 486; zustimmend RGRK 9-Aufl Anm 14 zu § 925 BGB). 
Auch hier liegt der Fall nicht anders. Die Klägerin hat 
ihre Auflassungserklärung unbedingt abgegeben. Das Rechts-
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geschäft enthielt rmr die Besonderheit, dass das Eigen­
tum an den Grundstücken auf die Errungenschaftsgemein­
schaft erst übergehen konnte, nachdem diese-entstanden 
war. Bas Entstehen der Errungenschaftsgemeinschaft war 
keine rechtsgeschäftliche Bedingung, sondern nur eine 
sogenannte Hechtsbedingung; sie war ein Umstand, von 
dessen Eintritt es abhing, ob die Auflassungserklärung 
wirksam werden konnte» Für den EigentumsÜbergang gemäss 
§ 873 BGB genügte es daher, dass die Errungenschaftsge­
meinschaft im Zeitpunkt der Eintragung (15.4*1919) be­
stand und die Auflassungserklärung inzwischen wirksam 
geworden war»

Ascher Raske Johannsen Kregel v,Werner.
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